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Money, Money, Money

«It’s a rich man’s world», sang die schwedische 
Pop-Gruppe ABBA. Heute lässt sich damit vor 
allem der Kanton Bern trefflich beschreiben. 
Erneut wollen der Regierungsrat und eine Mehr-
heit des Grossen Rates des Kantons Bern die 
Motorfahrzeugsteuern erhöhen. Dabei haben 
die Stimmberechtigten erst vor wenigen Jah-
ren an der Urne die Steuersätze gesenkt. Diese 
Zwängerei ist auch mit Blick auf das klare Nein 
zum missratenen CO2-Gesetz stossend. Auch 
diese Vorlage sah eine massive Verteuerung für 
Automobilisten vor. Dank dem Referendum des 
Automobil Clubs Schweiz konnte das teure und 
unnütze Gesetz am 13. Juni versenkt werden. 
Sowohl im Kanton Bern als auch national lag 
der Nein-Anteil deutlich über 51 Prozent – trotz 
propagandistischem Trommelfeuer zahlreicher 
Parteien, Verbände und den Medien.

Nein zu höheren Motorfahrzeug­
steuern!
Auch bei den Motorfahrzeugsteuern machen rot-
grüne Politiker den Denkfehler, wonach das Auto 
ein reines Luxusobjekt sei und entsprechend 
hoch taxiert werden könne. Sie vergessen aber, 
dass viele Menschen zwingend auf ein Auto an-
gewiesen sind. Gerade auf dem Land – sei es im 
hügeligen Emmental, im alpinen Oberland oder 
im gebirgigen Berner Jura – ist ein Fahrzeug (mit 
Allradantrieb) oftmals eine Notwendigkeit. Die 
höhere Steuerbelastung trifft hier insbesondere 
Familien, Junglenker und auch das Gewerbe. 
Doch die Steuererhöhung trifft nicht nur die 
Autobesitzer. Mit der höheren Abgabenlast stei-
gen unweigerlich auch die Preise von Produkten 
und Dienstleistungen an. Diese Steuererhöhung 
trifft somit alle!
 
Linke Verkehrspolitik: teuer, unsinnig, 
schikanös
Gerade in den Städten ist das Fingerspitzenge-
fühl für eine ausgewogene Verkehrspolitik ver-
loren gegangen. Man kann sich nicht dem Ein-
druck verwehren, dass Autobesitzer zunehmend 
zur Kasse gebeten werden sollen, ansonsten aber 
das Stadtgebiet zu meiden haben. Den Vogel ab-
geschossen hat jüngst der Gemeinderat der Stadt 
Bern. Dort sollen die Gebühren für das Parkieren 
um bis zu 85 Prozent erhöht werden. Allein für 
die Blaue Zone soll der Stundentarif von heute 
Fr. 2.20 auf Fr. 3.30 erhöht werden. Dies hat nun 
selbst den eidgenössischen Preisüberwacher auf 
den Plan gerufen. Er kritisiert die Stadtregie-
rung, dass Gebühren, welche eigentlich Zweck-
gebunden sind, zur Aufbesserung der maroden 
Stadtkasse verwendet werden sollen.
 
Das Loch im Etat hat sich die rot-grüne Bundes-
stadt indes selber zuzuschreiben. Der radikale 
Abbau von öffentlichen Parkplätzen und deren 
Umnutzung als Verweilzone, Spielplatz oder 
Velostation führt letztlich auch zum Ausfall drin-
gend benötigter Gebühreneinnahmen.
 
Tempo 30 zum Leidwesen des öffentli­
chen Verkehrs
Ein weiteres Prestige-Projekt zahlreicher Städte 
ist die Einführung von flächendeckendem Tempo 
30, mit der vordergründig mehr Ruhe und mehr 
Sicherheit versprochen wird. Die Kehrseite der 
Medaille liegt ausgerechnet beim öffentlichen 

Verkehr, wie die Neue Zürcher Zeitung anhand 
der Stadt Zürich jüngst aufgezeigt hat. Die NZZ 
berechnete in einem Beispiel die Auswirkungen 
für die Linie 13, das zum Albisgüetli fährt. Für 
die ganze Strecke hätte das Tram mit Tempo 30 
zwar nur 1 Minute und 29 Sekunden länger. Will 
man jedoch den bestehenden Fahrplan einhalten, 
bräuchte es mindestens ein zusätzliches Tram. 
Jährlich kämen demnach 4’000 Arbeitsstunden 
und 2’400 gefahrene Kilometer hinzu. So erge-
ben sich laut dem Bericht Mehrkosten von rund 
880’000 Franken. Um gesetzlich vorgeschrie-
benen Pausen für Personal und vor allem den 
Fahrplan auch weiterhin einhalten zu können, 
braucht es laut dem Artikel schätzungsweise 
sechs zusätzliche Trams und 21 weitere Busse 
für das gesamte Netz. Zudem seien mehr An-
gestellte nötig, da mehr Arbeitsstunden anfallen. 
Die Verkehrsbetriebe der Stadt Zürich rechnen 
mit rund 20 Millionen Franken zusätzlich – pro 
Jahr. Falls niemand diese Kosten übernehmen 
will, droht das Gegenteil: Die Ausdünnung des 
Angebots.
 
Man muss sich keine Hoffnungen machen, dass 
das Thema anhand dieser Fakten nun vom Tisch 
sei. Die Symbolpolitik mit dem Feindbild Auto 
wird insbesondere in den Städten auch weiterhin 
an erster Stelle liegen. Für mehr Realitätssinn 
und Pragmatismus braucht es den vollen Einsatz 
des ACS und seiner Mitglieder. Es ist Zeit, dass 
wir einen Gang höher schalten!

Bild: pixabay.com
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Leserbriefe

Wer schweigt, wird zum Organspender
In der Schweiz werden seit Jahren „zu wenig“ 
Organe gespendet. Bis anhin können Menschen 
in der Schweiz bewusst «ja» zu einer Organ-
spende sagen, allein das scheint nicht auszu-
reichen.
Ambitionierte Kreise im Nationalrat haben sich 
dieses Problems angenommen und haben die 
«erweiterte» Widerspruchslösung lanciert, mit 
der sich die Schweiz auch beim Thema Organ-
spenden dem internationalen Umfeld angleichen 
soll.
Woher nehmen sie die Legitimation gegen den 
anscheinend breiten Willen der Bevölkerung in 
diesem ethisch sehr sensiblen Bereich zu politi-
sieren? Die Initianten zaubern eine Befragung 
aus dem Jahr 2019 aus dem Hut, welche eine 
überwältigende Mehrheit von 74% Organspen-
denwilligkeit in der Schweizer Bevölkerung ver-
ortet hat, diese muss doch erhört werden! 
Diese Befragung führte die GFS im Auftrag 
von Swisstransplant durch. Es wurden innerhalb 
von zwei Wochen 1’005 telefonische und com-
putergestützte Befragungen von 18–39-jährigen 

durchgeführt, die zudem noch einer der drei 
Landessprachen «mächtig» sein mussten!
Aufgrund dieser alles andere als seriösen Er-
hebung von Swisstransplant/GFS kommt unser 
Nationalrat mit grosser Mehrheit zum Schluss, 
dass die Schweizer Bevölkerung in hohem Mas-
se von 74% bereit für Organspenden ist und es 
die «erweiterte» Widerspruchslösung nun rich-
ten soll.
Der Nationalrat anerkennt nicht das Menschen-
recht, sich nicht entscheiden müssen zu dürfen 
und/oder ambivalent zu sein. Im Gegenteil, er 
lässt sich von Swisstransplant und sonstigen 
«Stakeholdern» mit billigsten Mitteln vor den 
wirtschaftlichen Karren spannen. Beschämend, 
dass diesmal auch bei einem aus ethischer Sicht 
äusserst sensiblen Bereich nicht halt gemacht 
wird, wenn es um äusserst lukrative Geschäfts-
felder geht.
 
Gudrun Overesch & Jann Barben, 
3600 Thun

An Gott denken
Seit längerer Zeit bekomme ich Ihre Zeitschrift 
Bern Aktuell. Nun habe ich mich sehr aufgeregt 
über den Artikel von Hr. Dr. R. Burkhard, Bern: 
Unsere Schlafhymne.
Wenn er schon nichts glaubt, ist das seine Sache, 
und er muss es auch einmal selber verantwor-
ten! Wenn er aber so gemein über die Hymne 
schreibt und vieles ganz falsch anschwärzt und 
aussagt, muss ihm widersprochen werden!
Was wäre, wenn er die Sonne nicht mehr spüren 
könnte, wenn er keine Luft mehr atmen könn-
te, wenn er seine Glieder nicht mehr bewegen 
könnte. Nun, die Welt würde nicht untergehen!! 
Auch Gottes Grösse wäre nicht vermindert. Ein 
altes Sprichwort sagt: Alles Gute kommt von 
oben; darin waltet Gott, ob man es glaubt oder 
nicht!
Ich habe diesen Artikel früher schon einmal in 
Ihrer Zeitung gelesen und es erstaunt mich sehr, 
dass Sie das wiederholen!!

Doris Portmann, 6006 Luzern
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Ohne das Geld vom Land wäre Biel ruiniert
Zentrumslasten – das bedeutet nichts anderes als die Finanzierung städtischer Interessen durch die Landbevölkerung. Wie 
schmarotzerisch die linken Städte auf Kosten der Landgemeinden leben, zeigt sich besonders deutlich im Kanton Bern. Insbe­
sondere die Stadt Biel lässt sich ihr sozialpolitisches Laisser-Faire von der ländlichen Bevölkerung bezahlen.

«Bern – der wahr gewordene Traum aller Linken. 
Der Kanton Bern ist marode, und die Bundes-
stadt gefällt sich als ultralinkes Sozialparadies.» 
Das ist die Einschätzung der Neuen Zürcher Zei-
tung in einem Artikel vom 26. August 2021. In 
meiner jahrelangen politischen Arbeit auf allen 
drei politischen Staatsebenen komme ich leider 
zum gleichen Schluss.
 
Der Kanton Bern ist eine Steuerhölle. In fast 
allen Belangen des Lebens verlangt er für Leis-
tungen mehr als andere Kantone. Und dennoch 
schafft er es nicht, auf eigenen Füssen zu stehen. 
Seit Jahren schon rangiert er bei der Leistungs-
stärke der Kantone als statistisches Schlusslicht. 
Bern ist der grösste Bezüger im Nationalen 
Finanzausgleich (2019: 1,2 Milliarden Franken) 
und macht bis heute keine Anstalten, daran et-
was zu ändern.
 
Die Schuld liegt aber nicht nur an den struk-
turschwachen Regionen, wie dies viele Berner 
Politiker immer wieder behaupten, sondern zu 
grossen Teilen auch an der linken Politik in den 
Städten, die sich auf das Umverteilen von Geld 
und auf das Geldausgeben spezialisiert haben.
 
Was der Kanton Bern für unser Land ist, das sind 
die bernischen Städte für den Kanton Bern. Die 
Stadt Bern als Sitz der immer grösser werdenden 
nationalen, kantonalen und städtischen Verwal-
tung ist heute das Sinnbild einer rot-grünen Be-
amtenstadt. Und diese bietet ihrer Klientel eine 
grosszügige Rundumversorgung: kostenlose 
Schwimmbäder, einen subventionierten Kultur-
betrieb in der Reitschule und einiges mehr sowie 
immer mehr Schikanen im Strassenverkehr, mit 
der Menschen von ausserhalb ausgegrenzt wer-
den sollen.
 
Defizit trotz Finanz- und Lasten­
ausgleich
Finanziert wird der städtische Luxus-Sozialis-
mus über Abgeltungen durch den Finanz- und 
Lastenausgleich. Diese Zentrumslasten betru-
gen im Jahr 2020 über 117,5 Millionen Fran-
ken. Zieht man davon noch Zentrumsnutzen, 
Standortvorteile und Eigenfinanzierungsmög-
lichkeiten ab, so beträgt der Nettobetrag über 
101,3 Millionen Franken. Vergleicht man das 
Reporting mit dem Vorjahr, so stiegen die Netto-

einnahmen aus dem Topf der 
Zentrumslasten in einem Jahr 
um fast 4 Millionen Franken. 
Geld, das die links-grüne Stadt 
Bern verschleudert: Denn trotz 
all dieser Pfründen droht ein 
tiefroter Fehlbetrag. Für 2022 
rechnet man mit einem Minus 
von 50 Millionen Franken.
 
Wie negativ sich die Laisser-
Faire-Politik in der Migrati-
ons- und Sozialpolitik aus-
wirkt, zeigt auch das Beispiel 
der Stadt Biel, der zweitgröss-
ten Stadt im Kanton Bern. Im 
Städtevergleich weist die seit 
Jahrzehnten rot regierte Stadt 
die höchste Sozialhilfequote 
aus. Jeder zehnte Einwohner lebt vom Staat. 
Dass der ehemalige langjährige Bieler SP-So-
zialdirektor diese rekordhohe Sozialhilfequote 
mitverantwortete, bestätigte 2015 eine externe 
Untersuchung. Die Experten stellten dem Bieler 
Sozialdienst ein miserables Zeugnis aus: Die 
Kontrollen waren lückenhaft, die Richtlinien ru-
dimentär, geführt wurde vor allem informell und 
mündlich und die Sozialhilfeempfänger wurden 
kaum oder gar nicht in die Pflicht genommen. 
Zudem war die Missbrauchsbekämpfung zu 
einem guten Teil von der Einstellung der Sozial-
dienst-Mitarbeitenden abhängig.
 
Aktuell liegen die Bieler Sozialhilfekosten bei 
107 Millionen Franken. Demgegenüber weist 
die Stadt Steuereinnahmen von 137 Millionen 
auf. Die Sozialhilfekosten übersteigen sogar die 
Steuereinnahmen der natürlichen Personen. Das 
müsste eigentlich jede Stadt an den Rand des 
Ruins treiben und zu Reformen zwingen. Nicht 
so in Biel: Der Kanton Bern sowie die Land-
gemeinden müssen für die Unkosten der Stadt 
Biel geradestehen. Deshalb kann sie munter so 
weiterkutschieren. Biel erhielt 2020 Entgelte für 
Zentrumslasten von über 32 Millionen Franken.
 
Städter zahlen weniger Steuern und 
kosten mehr
Zentrumslasten, das bedeutet nichts anderes als 
die Finanzierung städtischer Interessen durch 
die Landbevölkerung. Die rot-grünen Städte 
Bern und Biel haben mit einer Steueranlage von 
1.54 respektive 1.63 Einheiten einen ausgeprägt 
tieferen Satz als der kantonale Durchschnitt 
mit 1.71 Einheiten. Nichtsdestotrotz liegt das 
Steuersubstrat in den Städten markant tiefer.
 
Vergleicht man die Pro-Kopf-Steuereinnahmen 
mit den Pro-Kopf-Ausgaben, so fällt auf, dass 
ein Städter «teurer» kommt als ein Ländler. Das 
Fiskaldefizit – also Steuereinnahmen abzüglich 
der Ausgaben für öffentliche Aufgaben (Sicher-
heit, Bildung, Kultur, Soziales, Verkehr, etc.) 

Von Erich Hess,  
Nationalrat  
und Stadtrat, 
3018 Bern

– liegt bei einem Städter rund 780 Franken hö-
her als bei einem Landbewohner. Die rot-grüne 
Politik hat zur Folge, dass die Städter auf Kosten 
der Landbevölkerung leben.

Der Luxus-Sozialismus stellt hohe 
Ansprüche, die alle anderen bezahlen 
sollen
Die eingangs erwähnte Reitschule wird mit jähr-
lich 380’000 Franken subventioniert. Hinzu-
rechnen müsste man aber auch die wegen Chao-
ten, Krawallen, Drogendealern und Illegalen 
regelmässig nötigen Einsätze der Kantonspoli-
zei. Allein auf dem Vorplatz der Reitschule wur-
den innerhalb eines Jahres 710-mal Personen an-
gehalten, 326 Personen wurden festgenommen. 
Der linke Luxus-Sozialismus kostet Geld und 
führt zu mehr Unsicherheit.
 
Auch im Bereich Verkehr verfolgt die städtische 
Politik Luxuslösungen auf Kosten der Landbe-
völkerung. Zahlreiche Quartierstrassen wurden 
von Tempo-30-Zonen in Begegnungszonen (mit 
Tempo 20) umgewandelt. Das Stadtberner Ve-
loverleihsystem weist ein Betriebsdefizit von 
61’000 Franken aus, das als Zentrumslast aus 
dem Portemonnaie der Landbevölkerung be-
rappt wird. Öffentliche Parkplätze verschwan-
den in den letzten Jahren in grosser Zahl. Nun 
sollen die Parkgebühren von Fr. 2.20 auf 3 Fran-
ken pro Stunde angehoben werden. Wer auf ein 
Auto angewiesen ist, kann sich den Aufenthalt in 
der Stadt immer weniger leisten.
 
Der rot-grüne Luxus-Sozialismus in den Städten 
führt schrittweise ein verkehrspolitisches Apart-
heids-System ein und bittet die Landbevölke-
rung zur Kasse.
 
Die staatlich verordnete Schein-Solidarität blu-
tet zunehmend die Wirtschaftskraft des Mittel-
standes und des Gewerbes aus. Ihnen bleibt 
angesichts hoher Steuern und Abgaben immer 
weniger vom hart erarbeiteten Geld.
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IN GEDENKEN AN

Abschied
.... und wir glaubten, wir hätten noch so viel Zeit ..... .

Wenn du an mich denkst, erinnere dich an die Stunden, 
in welchen du mich am liebsten hattest. 

(Rainer Maria Rilke 1875-1926, Dichter) 

Fassungslos nehmen wir Abschied von

Beatrice Wittwer-Koch 
Inhaberin Kleintierpraxis Pezzi. Vet und Mitinhaberin Restaurant Kleefeld 

Nach kurzer schwerer Krankheit ist eine unersetzliche Persönlichkeit im Alter von erst 59 Jahren liebevoll umsorgt und friedlich eingeschlafen. 
Sie folgt damit nach wenigen Monaten ihrem schmerzlich vermissten, geliebten Ehegatten Kurt und ihrem Hund Tschitschi. Wir sind sehr traurig 
und betrübt, aber dankbar sie erlebt haben zu dürfen. Auf ihren Wunsch werden keine Leidzirkulare versandt, die Abdankung erfolgt im engsten 
Kreise. Sie lebt in unseren Herzen weiter. 

Im Namen ihrer Freundinnen und Freunde und in tiefer Trauer: 
Thomas Fuchs und Familie Velkov 

Traueradresse: Thomas Fuchs, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern 

Anstelle von Blumen, Kränzen und Karten danken wir für Ihre Zuwendung an die Samaritervereinigung
Bern, Postkonto 30-4146-7, IBAN CH62 0900 0000 3000 4146 7, Vermerk «Beatrice Wittwer-Koch» 

NEIN 
zur willkürlichen Privilegierung 
von Zwischennutzungen.
Kommunale Abstimmung  
Teilrevision Bauordnung

28.11.2021

www.gleichbehandlung.ch
Komitee «Nein zur willkürlichen Privilegierung von Zwischennutzungen»

Einsenden an: SVP Stadt Bern, 3000 Bern oder E-Mail: info@svp-stadt-bern.ch 
oder Fax: 031 981 41 61
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Steigende Asylzahlen
Die Schweiz verbuchte letztes Jahr weniger Asylgesu-
che als in den Jahren zuvor, nämlich rund 11‘000. Noch 
im Vorjahr waren es über 14’000 Gesuche – 2015 waren 
es gar an die 40’000. Grund für die tiefen Zahlen im ver-
gangenen Jahr war die Corona-Pandemie. Die Grenzen 
waren geschlossen, für Flüchtlinge war die Reise somit 
schwieriger als in normalen Zeiten. Mit dem Abebben 
der Pandemie werden nun die Grenzregime wieder lo-
ckerer. Schon in diesem Jahr werden die Asyl-Zahlen 
gemäss dem Staatssekretariat für Migration SEM des-
halb wieder ansteigen – auf rund 15‘000 Anträge. Die 
angespannte Lage in Afghanistan dürfte diesen Trend 
noch zusätzlich verstärken.

Opferschutz statt Täterschutz
Straftäter hinterlassen oft DNA-Spuren in Form von Blut, 
Sperma oder Speichel am Tatort. Künftig sollen auch 
Merkmale wie Augen, Haar- und Hautfarbe, das Alter 
sowie die ethnische Herkunft aus diesen Spuren her-
ausgelesen werden, um Straftäter schneller fassen zu 
können. Bisher durfte mit Hilfe von DNA-Spuren nämlich 
einzig das Geschlecht bestimmt werden. Der National-
rat hat einer entsprechenden Gesetzesänderung bereits 
zugestimmt. Doch längst nicht alle Fraktionen stimmten 
der entsprechenden Gesetzesänderung zu. Namentlich 
die Grünen und die SP lehnten die Vorlage mit dem Ar-
gument ab, dass bei einer entsprechenden Gesetzes-
änderung vermehrt mit rassistischer Stimmungsmache 
und verstärktem institutionalisiertem Rassismus gerech-
net werden müsse.

Hassprediger vor Gericht
Der ehemalige Bieler Imam Abu Ramadan wird sich 
wegen Rassendiskriminierung und Betrugs vor Gericht 
verantworten müssen: Die regionale Staatsanwaltschaft 
hat Anklage erhoben. Auslöser des Verfahrens war eine 
Strafanzeige, wonach der heute 68-jährige Libyer im Juli 
2017 in einer Moschee in Biel auf Arabisch eine Predigt 
gehalten und dabei zu Hass gegen Angehörige bestimm-
ter Ethnien oder Religionen aufgerufen habe. Konkret 
äusserte Abu Ramadan «wiederholt den Wunsch, dass 
gewisse Personen oder Personengruppen bestimmter 
Ethnien oder Religionen vernichtet werden sollen». Er 
habe damit zu Hass aufgerufen und sich der Rassen-
diskriminierung schuldig gemacht. Weiter wird Abu Ra-
madan beschuldigt, trotz regelmässigem Einkommen 
insgesamt 600‘000 Franken an Sozialhilfe bezogen zu 
haben. Sollte er tatsächlich verurteilt werden, droht ihm 
die Ausschaffung in sein Heimatland Libyen.

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–.
l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name:	 Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 41 61� www.pikom.ch
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«Fridays for Future»?

Wenn, dann konsequent!

Folgende Erziehungshinweise fanden wir im 
Internet:

«Oh, oh, knallende Türen, wildes Gekreische. 
Unsere Tochter kam gerade von der bescheu-
erten FFF-Schulschwänzerei zurück. Sie war 
stocksauer, weil wir sie (klimaschonend) nicht 
abgeholt haben und sie geschlagene drei Stun-
den in Bus und Bahn abhängen musste.
Beim trockenen, aber immerhin veganen Soja-
kuchen (nur für sie, wir hatten Käsekuchen) 
gab’s dann noch eine Überraschung: Sie darf 
jetzt morgens mit dem Bus zur Schule. Das ist 
zwar etwas blöde, weil der hier nur jede Stunde 
fährt und sie dann entweder viel zu früh in der 
Schule ankommt oder eben viel zu spät er-
scheint.
Mit dem Fahrrad will sie auch nicht, wegen der 
vielen Berge und Steigungen und ausserdem ist 
ja bald Winter ..., es sei denn, sie bekommt zu 
Weihnachten ein E-Bike.
Auf mein väterliches Erstaunen «Weihnachten? 
Das ist doch voll anti-öko, all die bunten Lichter 
und erst der CO2-Ausstoss der Kerzen!» kam 
dann schon der erste prä-pubertäre Protest, der 
ihrer Trotzphase zwischen dem zweiten und 
dritten Lebensjahr erstaunlich ähnelte.
Und wieso «E-Bike»? Hat unser Töchterchen 
die verwüsteten Gegenden noch gar nicht gese-

Von
Thomas Fuchs, 
Präsident Vereini-
gung BernAktiv,  
alt Nationalrat 
und alt Grossrat, 
Stadtrat

hen, die bei der Gewinnung Seltener Erden für 
die Akkus entstehen?
Jetzt sitzt sie oben in ihrem Zimmer, bei acht 
Grad. Wir haben die Heizung schon wegen des 
ökologischen Gewissens abgeschaltet. Wahr-
scheinlich tippt sie sich wenigstens ihre Finger 
warm, indem sie auf dem «iPhone» wüten-
de Mails über ihre «Scheiss Eltern» an ihre 
Freund*innen tippt. Wir haben ihr angekündigt, 
dass sie dieses «iPhone» um 19 Uhr los ist. 
Denn schliesslich ist es unverantwortlich, weiter 
Strom zu verschwenden, um mehr oder weniger 
nützliche Konversation zu betreiben und ausser-
dem ... siehe Lithium-Gewinnung und ökologi 
sche Folgen ...
Ihren Protesten gegen diese Enteignung ver-
sicherten wir mit ruhiger Stimme, dass wir das 
«iPhone» entweder direkt an hungernde Kinder 
in Afrika schicken oder es verkaufen und den 
Restwert zur Rettung des südamerikanischen 
Regenwaldes spenden würden.
Richtig lustig wird es ab Montag: Da tauschen 
wir ihre hübsche Kleidung gegen Jute, Wolle 
und aus Hanffaser gewebte Sachen aus. Ihre 
«Nikes» mit Plastiksohle werden konsequent 
gegen holländische Holztreter ersetzt. Wenn sie 
dann immer noch rumkreischt hat sie zwei Mög-
lichkeiten:
Erstens, zu erkennen, welchen hirnlosen Öko-
Faschisten sie da gerade aufliegt und zweitens, 
zu erkennen, welchen hirnlosen Öko-Faschisten 
sie da gerade aufliegt!
Danke, Greta! Du hast uns inspiriert, wie es in 
Erziehungsfragen sonst wohl niemand geschafft 
hätte. Mutti und ich haben gerade zu Töchter-
chen hochgerufen:
«Wir fahren jetzt zu McDonalds, willste mit?» 
Wir hoffen, das hysterische Geschrei hat auf-
gehört, wenn wir zurück sind.»
Den Urheber dieser Zeilen konnten wir noch 
nicht ausfindig machen, werden eine nament-
liche Nennung auf Wunsch aber gern nachholen.
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Aktuelles aus dem Grossrat

1. 
Leider läuft es auch im Grossrat trotz theoretisch 
vorhandener bürgerlicher Mehrheit nicht rund. 
In der Energie- und Verkehrspolitik fährt der 
Grosse Rat mit Unterstützung der Partei der 
Mitte und FDP einen betont grünen Kurs. Die-
ser wird in Zukunft die Mieter, Hauseigentümer 
und Automobilisten noch viel Geld kosten und 
ihnen entsprechend Ärger und Kosten bereiten. 
Insbesondere befürchte ich, dass die rotgrün 
dominierten Gemeinden im Kanton aufgrund 
des nun auch vom Volk angenommenen neu-
en Verfassungsartikels neue Schikanen erlassen 
und die Verbotskultur unter dem Deckmantel 
«Erreichung der Klimaziele» neue Urstände fei-
ern kann.

2. 
Auch in der Sicherheits- und Ausländerpolitik 
fasste der Grosse Rat für den Kanton Bern aber 
auch für die Schweiz äusserst nachteilige Be-
schlüsse:

So wurde gegen die Stimmen der SVP ein Vor-
stoss überwiesen, der dazu führen wird, dass 
abgewiesene Asylanten nur noch erschwert aus-
gewiesen werden können. Die neuen rechtlichen 
Schlupflöcher werden sicher gefunden werden. 
Der Kanton Bern wird, wie der Kanton Waadt, 
zu einem beliebten Anziehungsziel für Wirt-
schaftsasylanten werden. Die Folgekosten tra-
gen die Steuerzahler und die Bevölkerungen der 
entsprechenden grosszügigen Gemeinden.

Die Sicherheitslage im Bereich Schützenmatte 
verschärfte sich zusehends. Die Aufhebung der 
Parkplätze und der Versuch der Zwischennut-
zung erwiesen sich als teures Fiasko. Ich ver-
weise auf die neusten Medienberichte. Zusätz-
lich möchte der Stadtrat auch in den Zeiten der 
Session Demonstrationen während der Session 
erlauben. Auch soll in der Stadt Bern keine Kos-
tenauflage bei unbewilligten Demonstrationen 
mit Ausschreitungen erfolgen. Die Gefahr, dass 
Demonstrationen auf dem Bundesplatz auch 
während der Session vom Stadtrat erlaubt wer-
den, ist leider real. Es ist dabei zusätzlich zu 
befürchten, dass der Gemeinderat einseitig vor-
gehen wird und die ihm genehmen Demonstran-
ten bevorzugen wird (z.B. Klimacamp vor dem 
Bundeshaus während Session). Die Kostenaufle-
gung bei gewalttätigen unbewilligten Demonst-
rationen muss in jedem Fall für alle gelten. Diese 
muss insbesondere auch für die militanten Kli-

maaktivisten, die ANIFAS und den schwarzen 
Block der Reithalle zur Anwendung gelangen. 
Bei den Demonstranten der Covid -Massnahme 
Gegner fanden jedenfalls meines Wissens keine 
Sachbeschädigungen statt; dies im Gegensatz zu 
den Ausschreitungen des schwarzen Blocks, der 
vom Gemeinderat geschont wird.

Im Hinblick auf diese heikle Ausgangslage reich-
te ich zusammen mit diversen Fraktionskollegen 
der SVP und der EDU im September 2020 und 
März 2021 Motionen ein, die darauf abzielen, 
der Stadt die Kompetenz für die Bewilligung der 
Demonstrationen vor dem Bundeshaus und die 
Kompetenzen für die Bewilligung für den Be-
trieb der Reithalle zu entziehen und dem Kanton 
und Bund zu übertragen. Die beiden Motionen 
wurden leider von den Exponenten FDP und 
Mitte trotz Anfrage nicht mitunterzeichnet. 

Die Motion «Chaos auf dem Bundesplatz – Der 
Kanton muss die Polizeihoheit in sensiblen 
Zonen der Hauptstadt in der Hauptstadt Bern 
übernehmen» (Samuel Krähenbühl, Alexander 
Feuz, beide SVP) wurde in der Herbstsession 
2021 leider klar abgelehnt. Der Grossrat wird es 
auch in Zukunft nicht wagen, entschieden gegen 
den rechtsfreien Raum Reithalle vorzugehen. 
Da der Rat diese Chance aber wieder verpass-
te, muss nun erst recht auf Bundesebene die 
Kompetenzübertragung betr. Bundeshaus und 
Reithalle an den Bund durchgesetzt werden. Ge-
gen ein entsprechendes eidgenössisches Gesetz 
könnte sich die Stadt Bern allerdings nicht mehr 
beim Bundesgericht auf die Gemeindeautono-
mie berufen. Bundesgesetze können nicht auf 
ihre Konformität mit der Verfassung überprüft 
werden! Meine Warnung wurde nicht erkannt, 
nun müssen auf eidgenössischer Ebene die  
entsprechenden Demarchen unternommen wer-
den. 

Die Motion «Rechtsfreie Räume in und um die 
Reithalle Bern – Der Kanton muss eingreifen» 
(Alexander Feuz, SVP Jakob Schwarz, EDU, 
Samuel Krähenbühl, Mathias Müller, Sandra 
Schneider, Sabina Geissbühler, Barbara Josi, 
alle SVP) wird wahrscheinlich in der kommen-
den Winter- oder der Frühjahrssession 2022 
vom Rat behandelt. Von Interesse ist, dass der 
Regierungsrat den Punkt der die Übertragung 
der Bewilligung für die Gastronomie an den 
Kanton gemäss seiner Antwort vom 15.9.2021 
betrifft immerhin als Postulat entgegennehmen 
will. An unserer Forderung, die Reithalle müsse 
gleich wie alle anderen Gastbetriebe im Kanton 
behandelt werden, halten wir fest. 

Ebenfalls werde ich im Bereich Denkmalpflege 
nachstossen. Der Stadtrat hat meinen Antrag, 
den Betreibern sei, die Auflage zu machen, die 
Bestimmungen der Denkmalpflege einzuhalten, 
abgelehnt. Die Reithalle gilt aber als schützens-
wertes Objekt und unterliegt damit der höchsten 
Schutzkategorie. Es ist nicht einzusehen, wieso 
sich die Betreiber der Reithalle darum in der 

Stadt «futieren» können und private Eigentümer 
und Pächter im Kanton demgegenüber rigide 
Vorschriften der Denkmalpflege einhalten müs-
sen.

3. 
Im Rahmen der Verkehrspolitik will ich zusätz-
lich verhindern, dass die Stadt durch ihre schika-
nösen und kontraproduktiven Massnahmen die 
Autofahrer aussperrt. Es darf den Gemeinden 
nicht mehr erlaubt werden soll, die Zu- und Weg-
fahrten in die Stadt zu kappen. Auch hier wird 
der Kanton Stellung nehmen müssen, wie er in 
der Herbstsession auf meine Anfrage bestätigte.

Sofern die Auflage des Milliardärs Hansjörg 
Wyss (autofreie Hodlerstrasse während der Öff-
nungszeiten des Kunstmuseums) vom Kanton 
akzeptiert werden sollte, wird der für zig Millio-
nen erstellte teure Neufeldtunnel für den Verkehr 
nahezu bedeutungslos. 

Diesem Geschäft werde ich so in den Räten si-
cher nicht zustimmen können! Wird die Stadt die 
Reithalle schliessen, wenn ein Mäzen nur unter 
dieser Auflage dem Kunstmuseum wertvolle 
Bilder überlässt? Meine entsprechende kleine 
Anfrage wurde vom Gemeinderat jedenfalls 
nicht beantwortet, da sie zu hypothetisch sei.

4. 
Die Stadt will die Drogenanlaufstelle von der 
Hodlerstrasse in die Predigergasse verlegen. 
Dies erstaunt: befindet sich doch in diesem 
Gebäudekomplex die NMS Bern (ehemalige 
Neue Mädchenschule Bern). Die Verlegung soll 
trotz der Widerstände erfolgen. Als Begründung 
führte der Stadtpräsident an, dass die Drogen-
süchtigen nicht über den Bären- und Waisenhau-
platz dorthin gelangen würden und somit keine 
Immissionen zu gewärtigen seien. 

Wie mir der Regierungsrat auf die Anfrage 
Herbstsession 2021 (Feuz Alexander, SVP; 
Sprecher/Panayides Aliki, SVP, Schori Beat, 
SVP) bestätigte, ist es aber nicht zulässig, einer 
Personengruppe den direkten Zugang/Weg von 
der Bus-/Tramstation Bärenplatz zur Drogen-
anlaufstelle zu verwehren. Es ist zu hoffen, dass 
der Gemeinderat nun von seinem Vorhaben ab-
lässt. Die Fr. 45’000.– für die Planung wurden 
einmal mehr sinnlos verprasst. Ich habe dem 
Gemeinderat bereits angeboten, dass ich diese 
einfache Vorprüfung bei einem Austausch bei 
einem Glas Wein oder Bier gratis übernommen 
hätte…

5. 
Daneben setzte ich mich in Vorstössen im Gros-
sen Rat insbesondere dafür ein, dass angesichts 
der veränderten Ausgangslage die verfehlte Pla-
nung BLS Riedbach gestoppt wird und auch die 
überbordende Tramplanung neu beurteilt wird.

In Anbetracht dass bei der BLS und SBB die 
Chefpostionen neu besetzt sind und der neue 

Von
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt, 
Grossrat und 
Stadtrat,  
Fraktionschef 
Stadtrat
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NEIN zum Budget 2022
CEO der SBB, gemäss den mir gemachten An-
gaben, gegenüber dem Gemeinderat bereits die 
Bereitschaft bekundete, mit der BLS eine ge-
meinsame Werkstätte in Flamatt zu betreiben, 
muss ein Umdenken erfolgen. Der Regierungs-
rat will dies allerdings nach wie vor nicht einse-
hen und stärkt der BLS weiter den Rücken. Dies 
trotz den Subventionsskandalen.

Leider erachtete es der Regierungsrat nicht ein-
mal als problematisch an, dass der frühere Leiter 
der Begleitgruppe der BLS, Herr alt Grossrat 
Bernhard Antener, SP, nun Delegierter des Ver-
waltungsrats der BLS ist und die Verhandlun-
gen mit der Einsprecherin führt. Dies trotz der 
Tatsache, dass Herr Antener die weiteren Ab-
klärungen betr. möglicher Alternativstandorte 
kurz vor der Wahl in den VR abklemmte, damit 
die Begleitgruppe rechtzeitig vor der Wahl in 
den Verwaltungsrat seine Arbeiten einstellt und 
er dann frei für die Wahl in den Verwaltungsrat 
der BLS wird.

Besonders heikel erachte ich, dass Herr B. An-
tener sein Vorwissen und die vertraulichen Ver-
handlungspositionen der Gegner des Projekts 
nun in die Verhandlungen als Delegierter der 
BLS einbringen kann. Hier tickt eine weitere 
Zeitbombe.

Der Stadtrat von Bern will einfach nicht 
sparen 

Die meisten von Gemeinderat im Sozialbereich 
beschlossen Kürzungsanträge wurden – wie er-
wartet – vom Stadtrat wieder rückgängig ge-
macht. Angesichts der erhofften Mehreinnahmen 
möchten grüne Kreise sogar die beschlossenen 
Kürzungen wieder rückgängig machen. 
Alle relevanten Anträge, die wirkliche Einspa-
rungen gebracht hätten, wurden abgelehnt. Da-
für sollen die Gebühren für die Laternengaragen 
auf öffentlichem Grund aus finanziellen Grün-
den praktisch verdoppelt werden. Der Preisüber-
wacher erachtet diese Erhöhung ebenfalls als 
nicht zulässig an. Zudem dürfen Gebühren nur 
kostendeckend sein; die von der 
Stadt beabsichtigte massive Erhöhung ver-
stösst meines Erachtens gegen klare Grundsät-
ze des Steuer-/Verwaltungsrechts (sog. Äqui-
valenzprinzip). Auch soll in der Stadt Bern die 
Feuerwehrabgabe eingeführt werden, obwohl 
die Stadt eine Berufsfeuerweher kennt. Ein An-
spruch auf Dienstleistung gibt es dagegen nicht. 
Dafür wurde ein Antrag auch mit freisinniger 

Unterstützung überwiesen, der die Feuerwehr-
abgabe einkommens- und vermögensabhängig 
ausgestalten will. Dies wird de facto bedeuten, 
dass gut situierte Einwohner wohl nie Dienst in 
der Feuerwehr leisten dürfen und dafür fiska-
lisch abkassiert werden.
Das aufgeblähte städtische Gleichstellungbüro 
sowie die Rassismusfachstelle bleiben dagegen 
unangetastet. Auch wurden unsere  Anträge, 
die immensen Aufwände bei der Verkehrspla-
nung und im Kulturbereich zu reduzieren, ab-
geschmettert. Obwohl die Zwischennutzug bei 
der Schützenmatte krachend gescheitert ist, die 
Kriminalität nimmt laufend zu, lehnte der Stadt-
rat die von uns im Sinne einer Zwischennutzung 
verlange Wiedereinführung der Parkplätze ab.  
Nicht einmal der Antrag, die Stadt solle die 
günstige Zinskonditionen und – wie andere Ge-
meinden – sich um die guten Steuerzahler be-
mühen, hatte eine Chance.

Fazit: Bern will nicht sparen; wenn die Stadt 
über zuviele Steuererträge verfügt, wird das 
Geld für die Bedürfnisse und Vorliegen der 
rotgrünen Stadtregierung verprasst. 

Nein zur willkürlichen Privilegie-
rung von Zwischennutzungen
Am 28. November 2021 stimmen die Bernerin-
nen und Berner über eine Revision der Bauord-
nung betreffend Zwischennutzungen ab. Diese 
müssen heute grundsätzlich zonenkonform sein. 
Neu möchten die Behörden zur Verwirklichung 
eigener Ideen die Zonen- und Bauvorschriften 
weitgehend ausser Kraft setzen und Zwischen-
nutzungen aller Art für eine Zeit von 8 bis 10 
Jahren ermöglichen. Zahlreiche Gemeindevor-
schriften, z. B. zur Gebäudehöhe, zum Schutz 
des Ortsbilds und der Aaretal-Hänge oder die 
besonderen Vorschriften betreffend die Altstadt 

wären nicht mehr zu beachten. Diese willkür-
liche Privilegierung von Zwischennutzungen 
ginge einerseits zulasten der Quartierbewoh-
nerinnen und Quartierbewohner, die sich nicht 
mehr wirksam gegen störende Dauer-Proviso-
rien wie Wagenburgen, Materiallager oder Ent-
sorgungsplätze wehren könnten. Sie hätte aber 
auch schädliche Auswirkungen auf das Berner 
Gewerbe und auf unsere Beizerinnen und Bei-
zer, die mit ungleichen Spiessen gegen diverse 
neue Lifestyle-Gastronomieprojekte zu kämpfen 
hätten.
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Mehrfamilienhaus zu 
kaufen gesucht
Sie möchten Ihre Liegenschaft rasch 
und diskret verkaufen?
Mietverträge werden übernommen, 
Wohnrecht möglich.
Auch Mehrfamilienhaus mit Kleinwoh-
nungen oder Spezialobjekte.
Unverbindliche Kontaktaufnahme via 
079 302 10 09 Thomas Fuchs 
oder Mail an fuchs@fuchs.tv

Frohe Festtage und  
alles Gute im 2022!
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